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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Rudolf Wanke als Vorsitzenden, die 

Richterin Mag. Gertraud Hausherr als beisitzende Richterin, Kommerzialrat Ing. Friedrich 

Nagl als fachkundigen Laienrichter und Mag. Johannes Denk als fachkundigen Laienrichter 

über die als Beschwerde weitergeltende Berufung der VNBf FNBf, Ti, GasseB XYZ, 

1X2X3X OrtA, vertreten durch Jürgen Sykora, Tullnerbachstraße 92a Tür 

1, 3011 Purkersdorf, vom 27. 1. 2011 gegen den Bescheid des Finanzamts Wien 12/13/14 

Purkersdorf, Marxergasse 4, 1030 Wien, vom 23. 12. 2010 betreffend Einkommensteuer 

(Arbeitnehmerveranlagung) 2009, Steuernummer XXX/XXXX, nach der am 3. 3. 2020 am 

Bundesfinanzgericht in Wien über Antrag der Partei in Anwesenheit der 

Beschwerdeführerin, des steuerlichen Vertreters sowie von Oberrat Mag. Patric Flament 

für das Finanzamt abgehaltenen mündlichen Verhandlung zu Recht erkannt:  

I. Der Beschwerde wird gemäß § 279 BAO im eingeschränkten Umfang Folge gegeben. 

Der angefochtene Bescheid wird abgeändert. 

Die Bemessungsgrundlagen und die Höhe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der 

Entscheidungsgründe zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses 

Erkenntnisses. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Entscheidungsgründe 

Verfahrensgang bis zur mündlichen Verhandlung 

Am 28.06.2010 wurde die Einkommensteuererklärung für das Jahr 2009 durch den 

steuerlichen Vertreter elektronisch eingereicht. Per Telefax übersandte er als Beilage 

eine Aufstellung der geltend gemachten Werbungskosten für doppelte Haushaltsführung 

und Familienheimfahrten, die auf Basis eines verheirateten Steuerpflichtigen mit 

gemeinsamen Familienwohnsitz in OrtA errechnet wurden. 
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Am 29.06.2010 erging ein erklärungsgemäßer Einkommensteuerbescheid, indem die 

geltend gemachten Werbungskosten und der geltend gemachte Kirchenbeitrag anerkannt 

wurden. 

Am 23.12.2010 wurde der Einkommensteuerbescheid 2009 gemäß § 299 BAO alt 

aufgehoben. 

Am 23.12.2010 wurde ein neuer Einkommensteuerbescheid 2009 erlassen, indem lediglich 

der Werbungskostenpauschbetrag und der Kirchenbeitrag anerkannt wurden. 

Am 27.01.2011 wurde durch den steuerlichen Vertreter Beschwerde gegen den 

Einkommensteuerbescheid vom 23.12.2010 erhoben. 

Im Zuge des Beschwerdeverfahrens wurden die angeforderten Belege vorgelegt. 

Am 18.12.2012 erließ das Finanzamt eine Beschwerdevorentscheidung, in der es 

Werbungskosten für doppelte Haushaltsführung im Betrag von 8.524,53 € anerkannte. Es 

wurden lediglich Kosten eines alleinstehenden Steuerpflichtigen für doppelte 

Haushaltsführung und Familienheimfahrten anerkannt, da nach Ansicht des Finanzamtes 

aufgrund der getrennten Hauptwohnsitzmeldungen der Ehegatten im Jahr 2009 - die 

Beschwerdeführerin war in OrtA, der Ehegatte der Beschwerdeführerin war in OrtB 

hauptwohnsitzgemeldet - kein gemeinsamer Familienwohnsitz der Eheleute in OrtA 

bestanden habe. 

Der Kirchenbeitrag wurde mangels damaliger Vorlage eines Zahlungsbeleges nicht 

anerkannt.   

Im Vorlageantrag vom 28.01.2013 wurden Kosten für doppelte Haushaltsführung und 

Familienheimfahrten im Betrag von 12.439,69 € sowie ein Kirchenbeitrag in Höhe von 

120,00 € geltend gemacht. Der bezahlte Kirchenbeitrag wurde belegmäßig für das Jahr 

2009 nachgewiesen.  

Das Finanzamt legte die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2009 am 

16.12.2014 dem Bundesfinanzgericht vor. 

Mündliche Verhandlung 

In der am 3. 3. 2020 durchgeführten mündlichen Verhandlung haben die Parteien eingangs 

wesentliche Interessen, die einer Veröffentlichung gemäß § 23 BFGG entgegenstehen, 

nicht bekannt gegeben. 

Aus der hierüber aufgenommenen Niederschrift: 
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Steuerliche Vertretung 

Seitens der steuerlichen Vertretung wird festgehalten, dass beantragt werde, die 

Werbungskosten mit 12.439,69 € sowie den Kirchenbeitrag mit 120,00 € steuerlich zu 

berücksichtigen. Die ursprünglich geltend gemachten Aufwendungen für Coaching bei Dr. 

FNCh in Höhe von 90,00 € und von 276,00 € werden nicht mehr beantragt. 

Finanzamt 

Seitens des Finanzamtes wird nicht bestritten, dass Sonderausgaben in Höhe von 120,00 

€ Kirchenbeitrag vorliegen. Nach Ansicht des Finanzamtes sind Werbungskosten in Höhe 

von 8.524,53 € gegeben und zwar für eine vorübergehende und nicht für eine unbefristete 

doppelte Haushaltsführung sowie für Familienheimfahrten. 

Der Vorsitzende verkündet den 

Beschluss  

auf Einvernahme der Beschwerdeführerin als Partei und auf Einvernahme von Mag. VNGt 

FNBf als Zeugen zum Beweisthema gemeinsamer Wohnsitz mit der Beschwerdeführerin. 

Beschwerdeführerin 

VNBf FNBf Ti, … wird als Partei (§ 78 BAO) gemäß § 143 BAO vernommen. 

Der Vorsitzende weist die Partei auf die gesetzlichen Weigerungsgründe (§ 171 BAO), ihre 

Verpflichtung zu vollständiger und wahrheitsgemäßer Offenlegung gemäß § 119 BAO sowie 

auf die Bestimmungen der §§ 13, 14, 33 Finanzstrafgesetz hin. 

Die Beschwerdeführerin gibt zur Sache an, dass sie seit März 1981 verheiratet sei. Sie habe 

2 Kinder, eines sei im Jahr 1987 geboren und eines im Jahr 1981. 

Im Jahr 1981 habe sie gemeinsam mit ihrem Ehegatten in OrtA in der GasseA ijk gewohnt. 

Etwa wie der älteste Sohn eineinhalb Jahre gewesen war, glaublich im Jahr 1982, sei die 

Familie in die GasseB OrtA übersiedelt. 

Ursprünglich habe die Familie in einer kleineren Wohnung (TOP wahrscheinlich def) 

gewohnt, danach wurden zwei Wohnungen zusammengelegt, wobei die zweite die TOP ghi 

gehabt haben dürfte. 

"Wir haben seit jeher in OrtA gelebt, die Kinder sind dort auch zur Schule gegangen." 
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Über Befragen durch den Vorsitzenden, warum ihr Ehegatte bis August 2013 mit 

Hauptwohnsitz in AdrSchwiegereltern, gemeldet gewesen sei: 

"Ich kann mir das nur so erklären, dass seinerzeit übersehen worden ist, eine Ummeldung 

von den Eltern vorzunehmen. Das war die Wohnung, in der mein Ehegatte aufgewachsen 

ist. Mein Ehegatte hat während unserer Ehe nie tatsächlich in der GasseD gewohnt." 

Die Beschwerdeführerin habe seinerzeit gemeinsam mit den Kindern in der GasseD 

einen Nebenwohnsitz angemeldet, da sie aus mehreren Gründen eine Wiener Adresse 

gebraucht habe. Tatsächlich habe sie aber dort nie gewohnt. 

Über Befragen durch den Vertreter des Finanzamts: 

"Ich hatte in OrtA einen Mietvertrag mit der Hausverwaltung Hv. Das Haus hat damals 

meinem Schwiegervater gehört, nunmehr gehört es auch meinem Ehegatten - nehme ich 

an." 

Seitens des Finanzamtsvertreters wird ein Grundbuchsauszug sowie ein Notariatsakt 

betreffend das Haus in der GasseB vorgelegt, aus welchem ersichtlich ist, dass im Jahr 2012 

das Eigentum in Bezug auf dieses Haus vom Schwiegervater der Beschwerdeführerin an 

ihren Ehegatten übertragen worden ist. Im Notariatsakt wird als Anschrift des Ehegatten 

der Beschwerdeführerin AdrSchwiegereltern angegeben. Die Urkunden werden zum Akt 

genommen. 

Die Beschwerdeführerin gibt dazu an, dass ihr aktueller Mietvertrag aus dem Jahr 2007 

stamme und mit der Hausverwaltung Hv abgeschlossen worden sei. 

Über Befragen durch den steuerlichen Vertreter: 

Bei dem Haus in OrtA handelt sich um ein Mehrfamilienhaus. Ursprünglich hätten mehrere 

Parteien darin gewohnt, jetzt wohne dort im Wesentlichen die Familie. 

Der Vertreter des Finanzamts legt eine Adressenabfrage hinsichtlich des Hauses GasseB vor. 

Diese wird ebenfalls zum Akt genommen. 

Über Befragen durch den Vertreter des Finanzamtes, worum es sich bei der auf TOP ghi 

gemeldeten VNSchwT FNSchwT handle, gibt die Beschwerdeführerin an, dass diese ihre 

mittlerweilige Schwiegertochter sei. 

Durch den Vorsitzenden zu ihrer beruflichen Laufbahn gefragt, gibt die Beschwerdeführerin 

an, dass sie bis September 2008 bei der AG1 GmbH in OrtB beschäftigt gewesen sei. Danach 

sei sie bis zum Jahr 2009 arbeitslos gemeldet gewesen. Im Jahr 2009 sei sie 
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Geschäftsführerin der AG2 GmbH in OrtC geworden, einer hundertprozentigen Tochter der 

AG2a OrtC. 

Über Vorhalt, dass die Angaben im Vorlageantrag, wonach der Dienstbeginn am TT1.MM1. 

2009 gewesen sei, im Widerspruch zum aktenkundigen Lohnzettel stehen, der einen 

Dienstbeginn am TT2.MM2. 2009 angebe, erklärt die Beschwerdeführerin, dass sie ihrer 

Erinnerung nach am TT2.MM2. 2009 zu arbeiten begonnen habe. Es könne aber sein, dass 

es schon vorher entsprechende Gespräche in OrtC gegeben hat. Im Dienstvertrag sei als 

Beginn der TT2.MM2. 2009 angegeben. 

Als Geschäftsführerin arbeite sie Vollzeit. 

Sie fahre jedes Wochenende von OrtA nach OrtC und zurück, die Fahrzeit betrage etwa 

zwischen 2 Stunden und 2 Stunden 15 Minuten. Diese vergleichsweise kurze Fahrzeit 

resultiere daher, dass sie am Montag später in OrtC beginne und die Fahrtrichtung jeweils 

gegen die Fahrtrichtung der übrigen Pendler sei. 

Die Gespräche, wonach die Beschwerdeführerin die Position der Geschäftsführerin 

übernehmen sollten, haben im April 2009 stattgefunden, die Anstellung in OrtC sei dann 

sehr rasch gegangen. 

Die Beschwerdeführerin habe rasch eine Wohnung in OrtC suchen müssen und zunächst für 

drei Monate zu einer Bruttomiete von 1.200,00 € für eine voll eingerichtete Wohnung in der 

GasseC hij gewohnt. Da die 1.200,00 € doch sehr hoch gewesen seien, sei sie in weiterer 

Folge in ein in der Nähe gelegenes Hotel, in das Hotel HotelOrtC, gezogen. Dort habe das 

Appartement 900 € im Monat gekostet. Durch Zufall habe sie dann erfahren, dass in der 

GasseC hij eine andere Wohnung frei werde, diese habe sie dann ab MonatYZ 2009 zu einer 

Miete von 425,59 € bezogen. Diese Wohnung habe sie heute noch und werde sie 

voraussichtlich Ende des Jahres anlässlich ihrer Pensionierung aufgeben. 

Über Befragen durch den steuerlichen Vertreter: 

Die Beschwerdeführerin sei im Alter von etwa 50 Jahren arbeitslos geworden und habe eine 

Stelle gesucht, die ihrer Qualifikation entspreche. Sie sei zuvor immer als Führungskraft 

tätig gewesen. Freilich wäre sie auch bereit gewesen, eine niedriger qualifizierte Funktion 

zu übernehmen, wenn sich eine solche in der Nähe ihres Wohnortes angeboten hätte. Dies 

sei aber nicht der Fall gewesen. 2008, 2009 sei zufolge der Finanzkrise die allgemeine 

Arbeitsmarktsituation schwierig gewesen. 

Im Jänner 2009 habe sie eine Stellenanzeige der AG2a gelesen, in weiterer Folge sei es dann 

zu den Vertragsverhandlungen gekommen. Die Beschwerdeführerin habe die Arbeit in OrtC 
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in Kauf genommen, auch wenn sie mit einem Pendeln verbunden gewesen sei. Damals sei 

freilich auch im Raum gestanden, dass der Arbeitsplatz nach OrtB verlegt werden könne, 

wozu es aber nicht gekommen sei. 

Über Befragen durch die Berichterstatterin: 

Es dürfte stimmen, wenn im Grundbuch die Grundfläche des Gebäudes mit 256 m² 

ausgewiesen ist. Es gäbe einen Keller, ein Erdgeschoss, ein Obergeschoss und ein 

Dachgeschoss. Sie wohne mit ihrem Ehegatten im Erdgeschoss. 

"Wir haben eine ganz normale aufrechte Ehe geführt und in einer Wohnung 

zusammengelebt, auch wenn es zuvor im Haus getrennte Wohnungen gegeben hatte, 

bevor sie zusammengelegt worden sind. Wir waren immer in einer einzigen Wohnung." 

Ende der Parteienvernehmung: 11:00 Uhr. 

Zeuge 

Der Zeuge gab zu seinen persönlichen Verhältnissen befragt an: 

Mag. VNGt FNBf, ..., Ehegatte der Beschwerdeführerin. 

Der Zeuge wird über den Anspruch auf Zeugengebühren (§ 176 BAO), die gesetzlichen 

Weigerungsgründe (§ 171 BAO) und die strafrechtlichen Folgen einer falschen Aussage (§ 

289 StGB) belehrt und ermahnt, die Wahrheit zu sagen und nichts zu verschweigen (§ 174 

BAO). Der Zeuge wird darauf hingewiesen, dass er gemäß § 175 BAO auch unter Eid 

vernommen werden kann. 

Der Zeuge gibt - vorerst unbeeidigt vernommen - an: 

Er wolle aussagen. 

Er beantrage keine Zeugengebühren. 

Der Zeuge sei mit der Beschwerdeführerin seit März 1981 verheiratet. Ihrer Ehe seien 2 

Kinder entsprungen, geboren 1981 und 1987. 

Der Zeuge habe seit der Eheschließung in OrtA gewohnt, und zwar damals in der GasseF. 

Die GasseF sei einige 100 m von der GasseB entfernt. Der Zeuge habe mit seiner späteren 

Ehegattin bereits seit dem Jahr 1979 gemeinsam in der GasseF gewohnt. 
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Im Jahr 1982 seien sie dann in die GasseB übersiedelt. Er habe mit der Beschwerdeführerin 

immer in derselben Wohnung in der GasseB gewohnt, das habe sich seit dem Jahr 1982 

nicht geändert. 

Der Zeuge glaube, dass vor rund 25 Jahren zwei Wohnungen zusammengelegt worden sind 

und mit einem Durchgang verbunden worden seien. 

In der GasseD habe sich die Wohnung seiner Eltern befunden und wohne dort nunmehr sein 

Vater. 

Gefragt, warum er keine Ummeldung nach OrtA vorgenommen habe: 

"Ich habe darauf vergessen. Ich habe mich seit der Studentenzeit nicht mehr umgemeldet." 

Der Zeuge sei im Jahr 2009, wie schon zuvor und danach, bei der AG3 beschäftigt gewesen, 

der Firmensitz sei in OrtB. An dieser Beschäftigung habe sich seither nichts geändert. Er sei 

dort Vollzeit beschäftigt und erziele ein steuerlich relevantes Einkommen. 

Über Befragen durch den fachkundigen Laienrichter Kommerzialrat Ing. Nagl: 

"Ich hatte meiner Erinnerung nach niemals einen eigenen PKW, sondern jeweils 

Dienstwagen. Daher hat sich für mich auch nicht die Frage gestellt, ob der Dienstwagen in 

OrtB oder in BundeslandC angemeldet wird." 

Über Befragen durch die Berichterstatterin: 

"Mein Wohnsitzfinanzamt war stets das für OrtA zuständige Finanzamt. Es gab auch 

niemals Probleme mit der Zuständigkeit des Finanzamts." 

Über Befragen durch den Vorsitzenden, warum im Notariatsakt aus dem Jahr 2012 als 

Adresse jene in der GasseD aufscheine: 

"Dies hat der Notar gemacht, da ich damals in der GasseD mit Hauptwohnsitz gemeldet 

war." 

Über Befragen durch den Vertreter des Finanzamts, aus welchen Gründen die Ehegattin in 

der GasseB top ghi und der Zeuge (nunmehr) in der GasseB top def gemeldet ist: 

"Ich wüsste nicht warum." 

Über Befragen durch der steuerlichen Vertreter: 

"Die Ehe passt. Was soll ich dazu noch weiter ausführen." 
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Es sei nie ein Thema gewesen, dass er seine Berufstätigkeit nach OrtC verlege. Der Zeuge 

sei seit dem Jahr 2001 bei AG3 in OrtB tätig. 

Über Befragen durch den fachkundigen Laienrichter Mag. Denk: 

Vor seiner Beschäftigung bei der AG3 sei der Zeuge freiberuflicher Unternehmensberater 

gewesen. 

Der Zeuge sei mit etwa 14 Jahren mit seinen Eltern in die GasseD gezogen. Damals habe 

seine Mutter die Meldezettel ausgeführt. Die GasseD sei eine Mietwohnung. Das Haus in 

der GasseD gehöre einem seiner Brüder. 

Über Befragen durch den Finanzamtsvertreter: 

Nach Erinnerung des Zeugen dürfte der Firmensitz bei der freiberuflichen Tätigkeit in OrtA 

gewesen sein. 

Der Finanzamtsvertreter gibt dazu an, dass sich nach der damaligen Rechtslage die 

Zuständigkeit des Finanzamts am Unternehmenssitz orientiert habe und daher aus der 

Finanzamtszuständigkeit nicht auf den Wohnort geschlossen werden könne. 

Der Zeuge führt weiter aus, dass  anlässlich des Todes seiner Mutter, die 

Hälfteeigentümerin des Hauses in der GasseB gewesen sei, sein Vater den Hälfteanteil 

seiner Mutter geerbt habe. Dem Wunsch der Mutter entsprechend sei deren Anteil 

zunächst an seinen Vater gegangen, in weiterer Folge sei dem Zeugen vom Vater im Jahr 

2012 das Alleineigentum übertragen worden. 

Über Befragen durch den Finanzamtsvertreter: 

Es sei richtig, dass seine Gattin daher nunmehr einen Mietvertrag mit ihm habe, vorher 

seien seine Eltern die Vermieter gewesen. 

Der steuerliche Vertreter bringt ergänzend vor, dass einer in der Verhandlung mit dem 

Handy vorgenommenen Abfrage im Gewerbeinformationssystem zufolge der Zeuge seit 

dem Jahr 2001 den Unternehmenssitz in OrtA gemeldet habe. 

Über Befragen durch den fachkundigen Laienrichter Mag. Denk: 

Es habe zunächst im Haus in der GasseB auch familienfremde Parteien gegeben. Das Haus 

werde nach wie vor durch eine Hausverwaltung verwaltet, die auch andere Liegenschaften 

der Familie verwalte. 

8 von 20



Seite 9 von 20 
 

 

Ende der Einvernahme: 11:30 Uhr. 

Beschwerdeführerin 

Die Beschwerdeführerin gibt über ergänzendes Befragen durch den fachkundigen 

Laienrichter Kommerzialrat Ing. Nagl an, dass sie in der GasseE in OrtB gemeinsam mit 

ihrer Mutter gewohnt habe und danach ohne ihre Mutter nach OrtA in die GasseA gezogen 

sei. Gleichzeitig mit ihr sei in die Wohnung in OrtA in der GasseA der nunmehrige Ehegatte 

eingezogen. 

Aus welchen Gründen noch Jahre danach eine Nebenwohnsitz-Meldung in der GasseE 

bestand, könne die Beschwerdeführerin nicht sagen. 

Vertreter des Finanzamts 

In rechtlicher Hinsicht führt der Vertreter des Finanzamtes aus: 

Dadurch, dass der Ehegatte nunmehr Alleineigentümer des Hauses in OrtA sei, leistet die 

Beschwerdeführerin, wenn sie dies tue, Mietzahlungen für die Ehewohnung an ihren 

Ehegatten. Derartige Zahlungen seien steuerlich nicht anzuerkennen. 

Voraussetzung für eine steuerliche Berücksichtigung einer doppelten Haushaltsführung sei 

unter anderem, dass dem Steuerpflichtigen Aufwendungen für 2 Wohnsitze erwachsen. 

Dies sei hier offenkundig in Bezug auf das Haus in OrtA nicht der Fall, es liegt daher keine 

Doppelbelastung vor. 

Darüber hinaus sei ein Familienwohnsitz nach der Aktenlage nicht nachgewiesen worden, 

weswegen nur in den mit der Beschwerdevorentscheidung festgesetzten Umfang 

Werbungskosten vorlägen. 

Über Befragen durch den Vorsitzenden: 

Nach Ansicht des Finanzamtes seien die Aufwendungen für die Familienheimfahrten 

getrennt von den Aufwendungen für doppelte Haushaltsführung zu sehen, hinsichtlich der 

Aufwendungen für die Familienheimfahrten bestünden keine Bedenken, diese 

anzuerkennen. 

Über Befragen durch den Vorsitzenden, aus welchen Gründen nach dem Ergebnis des 

durchgeführten Beweisverfahrens das Finanzamt das Vorliegen einer gemeinsamen 

Ehewohnung in OrtA im Beschwerdezeitraum verneine: 
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Nach der Aktenlage, insbesondere nach den polizeilichen Meldungen und auch den 

Angaben im Notariatsakt aus dem Jahr 2012, habe sich der Hauptwohnsitz von Mag. FNBf 

stets in OrtB befunden. 

Es bestünden auch unterschiedliche Meldeadressen in OrtA, einmal top def und einmal top 

ghi. 

Nach der Aktenlage spreche alles dafür, dass ein gemeinsamer Familienwohnsitz in der 

GasseB nicht bestanden hat. 

In der top ghi gemeldet seien neben der Beschwerdeführerin ihr Sohn und dessen 

nunmehrige Gattin, ferner die Tochter. 

Dies spreche nach Ansicht des Finanzamts nicht für ein gemeinsames Zusammenleben mit 

dem Ehegatten, da der Ehegatte nunmehr in top Nummer def gemeldet sei, nachdem er im 

Beschwerdezeitraum überhaupt nicht in der GasseB gemeldet gewesen sei. 

Steuerlicher Vertreter: 

Dem wird seitens des steuerlichen Vertreters entgegengehalten, dass seiner Ansicht nach 

das Beweisverfahren eindeutig ergeben habe, dass es eine gemeinsame Familienwohnung 

in OrtA einerseits und andererseits eine berufsbedingte Zweitwohnung in OrtC gegeben 

habe. 

Sowohl die Berufungswerberin als auch ihr Ehegatte hätten jeweils steuerlich relevante 

Einkünfte erzielt, sodass eine doppelte Haushaltsführung steuerrechtlich anzuerkennen sei. 

Zum Argument des Finanzamtes, dass der Beschwerdeführerin keine Aufwendungen für die 

Ehewohnung in OrtA erwachsen seien, sei zu sagen, dass Kosten für die Beschwerdeführerin 

an beiden Wohnsitzen angefallen seien. 

Beschwerdeführerin: 

Die Beschwerdeführerin gibt ergänzend an, es sei ihr und ihrem Ehegatten immer klar 

gewesen, dass sie sich die Kosten der Wohnung in OrtA teilen, wie dies in einer aufrechten 

Ehe auch üblich sei. Hingegen zahle sie die Kosten für die Wohnung in OrtC zur Gänze 

selbst. 

Vertreter des Finanzamts: 

Seitens des Finanzamtes wird abschließend beantragt, der Beschwerde in Bezug auf den 

nachgewiesenen Kirchenbeitrag Folge zu geben. 
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Im Übrigen werde beantragt, wie in der Beschwerdevorentscheidung zu entscheiden, also 

die doppelte Haushaltsführung für eine Übergangszeit von 6 Monaten anzuerkennen und 

die Familienheimfahrten auf Dauer. 

Steuerlicher Vertreter: 

Seitens der steuerlichen Vertretung wird abschließend beantragt, der Senat möge wie im 

Vorlageantrag beantragt entscheiden (Kirchenbeitrag, doppelte Haushaltsführung, 

Familienheimfahrten). 

Der Vorsitzende verkündet den 

Beschluss,  

dass die Entscheidung der schriftlichen Ausfertigung vorbehalten bleibe. 

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

Sachverhalt 

Auf Grund des Verfahrensablaufes, der vorgelegten Unterlagen und der mündlichen 

Verhandlung steht folgender Sachverhalt fest: 

Die Beschwerdeführerin lebt mit ihrem Ehegatten seit dem Jahr 1981 in aufrechter Ehe. 

Bereits vor ihrer Heirat lebte die Beschwerdeführerin mit ihrem späteren Ehegatten in 

OrtA in der GasseA zusammen, seit dem Jahr 1982 leben sie in einer gemeinsamen 

Ehewohnung in OrtA in der GasseB. Im Lauf der Jahre wurden zwei Wohnungen zu einer 

Wohnung zusammengelegt, ob die Wohnungsbezeichnung top def der top ghi ist, steht 

nicht fest. Ursprünglich dürfte sich die Ehewohnung in top ghi befunden haben, diese 

Wohnung wurde dann um die Wohnung top def nach Herstellung einer Verbindung 

erweitert. Die Kosten für die Ehewohnung werden teilweise von der Beschwerdeführerin, 

teilweise vom Ehegatten bestritten. 

Der Ehegatte ist seit dem Jahr 2001 in OrtB in führender Position erwerbstätig und erzielt 

überdurchschnittliche Einkünfte hieraus. 

Die Beschwerdeführerin wurde im Jahr 2008 arbeitslos und bewarb sich im Jahr 2009 um 

eine offene Stelle in OrtC, da sich ein Arbeitsplatz in der Nähe zum Familienwohnsitz nicht 

fand. Die Beschwerdeführerin ist in OrtC in führender Position erwerbstätig und erzielt 

überdurchschnittliche Einkünfte hieraus. 
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Im Beschwerdezeitraum (wie auch in den Folgejahren) pendelte die Beschwerdeführerin 

ab MonatX 2009 wöchentlich von OrtA nach OrtC mit einer Fahrzeit von über zwei Stunden 

in eine Richtung. In OrtC wohnte die Beschwerdeführerin zunächst in einer anderen 

teureren Wohnung, dann im Hotel, und seit MonatYZ 2009 in einer billigeren Wohnung. 

An Wohnungskosten und (mit dem Pendlerpauschale begrenzten) Fahrkosten sind der 

Beschwerdeführerin im Jahr 2009 Aufwendungen von 12.439,69 € erwachsen. Diese 

Kosten hat die Beschwerdeführerin selbst getragen. 

Die Beschwerdeführerin hat im Jahr 2009 einen Kirchenbeitrag von 120,00 € geleistet. 

Beweiswürdigung 

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich aus dem Beweisverfahren, insbesondere aus 

den glaubwürdigen Aussagen der Beschwerdeführerin und ihres Ehegatten. 

Es entspricht sowohl dem Gesetz (§ 90 Abs. 1 ABGB) als auch der Lebenserfahrung, dass 

Ehegatten in aufrechter Ehe gemeinsam wohnen. 

Die forensische Erfahrung zeigt, wie auch die ständige Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofs (etwa VwGH 22. 3. 2018, Ra 2016/15/0028) dokumentiert, dass 

den Daten des Melderegisters allenfalls Indizwirkung zukommt. Menschen geben aus 

verschiedenen, zumeist außersteuerlichen Gründen einen bestimmten Wohnsitz als 

Hauptwohnsitz an oder vergessen auf eine zeitgerechte Ummeldung, obwohl sie 

tatsächlich an einem anderen Wohnsitz regelmäßig wohnen. Dies widerspricht zwar dem 

Melderecht und stellt eine Verwaltungsübertretung dar, kommt aber in der Realität immer 

wieder vor. 

Sowohl die Beschwerdeführerin als auch ihr Ehegatte haben in der mündlichen 

Verhandlung glaubhaft dargelegt, dass sie während ihrer Ehe und schon zuvor stets 

gemeinsam zusammen gewohnt haben.  

Das Finanzamt konnte abgesehen von den materiell unrichtigen Meldedaten und der 

Adressangabe in einem Notariatsakt keinen einzigen Grund angeben, warum der Ehegatte 

im Beschwerdezeitraum nach langjähriger Ehe weiter in der Wohnung seiner Eltern 

getrennt von seiner Ehegattin leben sollte.  

Das Gericht hält es daher für erwiesen, dass die gemeinsame Ehewohnung im Jahr 2009 in 

der GasseB in OrtA gewesen ist. 
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Dass auf Grund der Zusammenlegung zweier Wohnungen und der fehlenden praktischen 

Bedeutung in den nunmehrigen Meldungen unterschiedliche TOP-Bezeichnungen 

angegeben sind, kann wohl nicht ernsthaft - ohne Beweisergebnisse dafür - zu der 

Annahme führen, die Beschwerdeführerin und ihr Ehegatten wohnten möglicherweise im 

selben Haus, aber in getrennten Wohnungen. 

Zur Frage der Kostentragung für die Wohnung in OrtA ist zunächst darauf zu verweisen, 

dass der Eigentumsübergang erst nach dem Beschwerdezeitraum, im Jahr 2012, 

stattgefunden hat. Der Eigentumsübergang ändert aber nichts daran, dass weiterhin 

Kosten für die Ehewohnung entstehen, und sagt nichts darüber aus, wer diese Kosten 

tatsächlich trägt. 

Wenn das Finanzamt darauf verweist, dass Kosten für die Ehewohnung steuerlich nicht 

anzuerkennen seien, ist diese Formulierung ungenau. Nach § 20 Abs. 1 Z 1 EStG 1988 

dürfen unter anderem die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den Unterhalt 

seiner Familienangehörigen aufgewendeten Beträge bei den einzelnen Einkünften nicht 

abgezogen werden, also die Aufwendungen für die Ehewohnung etwa nicht als 

Werbungskosten steuermindernd berücksichtigt werden. Dies ändert aber nichts daran, 

dass dem Steuerpflichtigen entsprechende Kosten erwachsen und er im Fall eines 

berufsbedingten doppelten Wohnsitzes die Kosten für zwei Wohnsitze tragen muss. 

Die Beschwerdeführerin hat glaubhaft angegeben, dass sie sich an den Kosten der 

Ehewohnung finanziell beteiligt. Dies ist, jedenfalls für die Zeiten, in denen die 

Beschwerdeführerin nicht arbeitslos war, sondern - wie ihr Ehegatte - gut verdient hat, 

eine der Lebenserfahrung entsprechende Aussage. In jeder guten Ehe ist es üblich, dass bei 

Ehepartnern, die beide erwerbstätig sind, diese Ehepartner nach ihren jeweiligen 

finanziellen Möglichkeiten zur Finanzierung des gemeinsamen Lebens, wozu auch die 

Ehewohnung gehört, beitragen. Es sind zwar auch andere Konstellationen möglich, doch 

die Ausnahme, und hätte das Finanzamt über die Behauptungseben hinaus aufzeigen 

müssen, warum es den diesbezüglichen Angaben der Beschwerdeführerin nicht Glauben 

schenkt. 

Der geltend gemachte Betrag von 12.439,69 € ist der Höhe nach bei Anerkennung einer 

doppelten Haushaltsführung von Mai bis Dezember 2009 unstrittig. 

Dass im Jahr 2009 Kirchenbeitrag von 120,00 € geleistet wurde, ist mittlerweile unstrittig. 

Rechtsgrundlagen, Judikatur und Literatur 
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Bundesabgabenordnung: 

Beweise 

a) Allgemeine Bestimmungen. 

§ 166. Als Beweismittel im Abgabenverfahren kommt alles in Betracht, was zur Feststellung 

des maßgebenden Sachverhaltes geeignet und nach Lage des einzelnen Falles 

zweckdienlich ist. 

§ 167. (1) Tatsachen, die bei der Abgabenbehörde offenkundig sind, und solche, für deren 

Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, bedürfen keines Beweises.(2) Im 

übrigen hat die Abgabenbehörde unter sorgfältiger Berücksichtigung der Ergebnisse des 

Abgabenverfahrens nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen 

anzunehmen ist oder nicht. 

Literatur: 

Ritz, BAO, 6. Aufl. 2017, § 167, III. Freie Beweiswürdigung Rz 6 – 10 

6 Der Grundsatz der freien Beweiswürdigung bedeutet, dass alle Beweismittel 

grundsätzlich gleichwertig sind und es keine Beweisregeln (keine gesetzliche Rangordnung, 

keine formalen Regeln) gibt. Ausschlaggebend ist der innere Wahrheitsgehalt der 

Ergebnisse der Beweisaufnahmen. Nach ständiger Rechtsprechung genügt es, von 

mehreren Möglichkeiten jene als erwiesen anzunehmen, die gegenüber allen anderen 

Möglichkeiten eine überragende Wahrscheinlichkeit oder gar die Gewissheit für sich hat 

und alle anderen Möglichkeiten absolut oder mit Wahrscheinlichkeit ausschließt oder 

zumindest weniger wahrscheinlich erscheinen lässt (zB VwGH 23.9.2010, 2010/15/0078; 

VwGH 28.10.2010, 2006/15/0301; ua. Die Abgabenbehörde muss, wenn die Partei eine für 

sie nachteilige Tatsache bestreitet, den Bestand dieser Tatsache nicht „im 

naturwissenschaftlich-mathematisch exakten Sinn“ nachweisen (VwGH 23.2.1994, 

92/15/0159). Die Beweiswürdigung ist nur insofern der Kontrolle des VwGH zugänglich, als 

es sich um die Beurteilung handelt, ob der Sachverhalt genügend erhoben ist und ob die 

bei der Beweiswürdigung vorgenommenen Erwägungen schlüssig sind (zB VwGH 

30.3.2011, 2005/13/0166; VwGH 27.6.2012,; VwGH 9.9.2013,; VwGH 13.12.2013,), also ob 

sie den Denkgesetzen und dem allgemeinen menschlichen Erfahrungsgut (zB VwGH 

2.2.2010,; VwGH 29.7.2010,, 0236; VwGH 22.5.2014, ) bzw den Erfahrungen des täglichen 

Lebens ( VwGH 27.1.1998,; VwGH 29.10.1998,; VwGH 5.4.2011, ) entsprechen. Ob die 

Beweiswürdigung materiell richtig ist, dh ob sie mit der objektiven Wahrheit 

übereinstimmt, entzieht sich der Überprüfung durch den Gerichtshof (zB VwGH 

17.12.2009,2009/16/0197;VwGH 27.4.2011,; VwGH 23.5.2012, 2017/17/0057;VwGH 
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30.10.2014,2011/15/0140). Der VwGH prüft die Beweiswürdigung somit nur auf ihre 

Schlüssigkeit (zB VwGH 26.5.2011, ;VwGH 9.11.2011,; VwGH 23.1.2013,; VwGH 

21.2.2013,). Bei Überprüfung der Beweiswürdigung kommt es nicht darauf an, ob jeder 

einzelne Denkvorgang schlüssig und mit menschlichem Erfahrungsgut vereinbar ist. Diesem 

Erfordernis muss lediglich das Ergebnis der Beweisaufnahme entsprechen ( VwGH 

15.7.1998,93/13/0297). 

Einkommensteuergesetz: 

Werbungskosten 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, 

Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und Ausgaben für den Erwerb 

oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur insoweit als Werbungskosten 

abzugsfähig, als dies im folgenden ausdrücklich zugelassen ist. Hinsichtlich der 

durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. Werbungskosten sind bei der 

Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. Werbungskosten sind auch: 

           ……….. 

           6. Ausgaben des Steuerpflichtigen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte. 

Für die Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 

            ………. 

                c) Ist dem Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum überwiegend die Benützung 

eines Massenbeförderungsmittels zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zumindest 

hinsichtlich der halben Fahrtstrecke nicht zumutbar, dann werden anstelle der 

Pauschbeträge nach lit. b folgende Pauschbeträge berücksichtigt: 

Bei einer einfachen Fahrtstrecke von 

2 km bis 20 km 342 Euro jährlich 

20 km bis 40 km 1.356 Euro jährlich 

40 km bis 60 km 2.361 Euro jährlich 

über 60 km 3.372 Euro jährlich 

… 
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  § 18. (1) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als Sonderausgaben 

abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind: 

... 

5. Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften, höchstens jedoch 

200 Euro jährlich. 

……… 

 § 20. (1) Bei den einzelnen Einkünften dürfen nicht abgezogen werden: 

           1. Die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den Unterhalt seiner 

Familienangehörigen aufgewendeten Beträge. 

           2. a) Aufwendungen oder Ausgaben für die Lebensführung, selbst wenn sie die 

wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt und sie 

zur Förderung des Berufes oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen. 

      …………… 

                e) Kosten der Fahrten zwischen Wohnsitz am Arbeits-(Tätigkeits-)ort und 

Familienwohnsitz (Familienheimfahrten), soweit sie den auf die Dauer der auswärtigen 

(Berufs‑ )Tätigkeit bezogenen höchsten in § 16 Abs. 1 Z 6 lit. c angeführten Betrag 

übersteigen. 

     ……………. 

Judikatur: VwGH vom 22.03.2018, Ra 2016/15/0028 

     12 Nach der Rechtsprechung des VwGH kann bei einem alleinstehenden Arbeitnehmer 

die Wohnung am Beschäftigungsort - ungeachtet der melderechtlichen Bezeichnung dieses 

Wohnsitzes - durchaus den steuerlichen (Familien)Wohnsitz darstellen. Das gilt 

insbesondere dann, wenn die Wohnung am Beschäftigungsort den Wohnbedürfnissen des 

Arbeitnehmers nicht weniger entspricht, als eine außerhalb des Beschäftigungsortes 

gelegene weitere Wohnung dieses Arbeitnehmers (vgl. idS z.B. VwGH 24.9.2007, 

2006/15/0024; 9.9.2004, 2002/15/0119; und 18.12.1997, 96/15/0259). 

Rechtliche Würdigung 

Strittig ist vor dem Bundesfinanzgericht lediglich noch die Frage, ob Aufwendungen für 

eine doppelte Haushaltsführung als Werbungskosten gemäß § 16 EStG 1988 auf Dauer der 

16 von 20

javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20180322&hz_gz=Ra+2016%2F15%2F0028
javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=16#%C2%A7_16


Seite 17 von 20 
 

 

auswärtigen Berufsausübung oder nur für eine Übergangsphase von sechs Monaten 

anzuerkennen sind. 

Die Berücksichtigung des Kirchenbeitrags als Sonderausgabe gemäß § 18 EStG 1988 ist 

ebenso unstrittig wie die Berücksichtigung von wöchentlichen Familienheimfahrten als 

Werbungskosten gemäß § 16 EStG 1988. 

Doppelte Haushaltsführung 

Nach Lehre und Rechtsprechung (vgl. für viele Schubert in 

Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke [Hrsg], EStG § 16 Anm 25) sind Aufwendungen, die dem 

Steuerpflichtigen durch die beruflich veranlasste Begründung eines eigenen Haushalts an 

einem außerhalb des Familienwohnsitzes gelegenen Beschäftigungsort erwachsen als 

Werbungskosten absetzbar. 

Die Begründung eines eigenen Haushalts am Beschäftigungsort ist beruflich veranlasst, 

wenn der Familienwohnsitz des Steuerpflichtigen 

•  von seinem Beschäftigungsort so weit entfernt ist, dass ihm eine tägliche Rückkehr nicht 

zugemutet werden kann und entweder 

•  die Beibehaltung des Familienwohnsitzes außerhalb des Beschäftigungsortes nicht privat 

veranlasst ist, weil der Ehepartner dort mit relevanten Einkünften erwerbstätig ist, oder 

•  die Verlegung des Familienwohnsitzes an den Beschäftigungsort aus verschiedensten 

privaten Gründen, denen erhebliches Gewicht zukommt, nicht zugemutet werden kann. 

Als Familienwohnsitz gilt jener Ort, an dem ein verheirateter Steuerpflichtiger mit seinem 

Ehegatten (eingetragenem Partner) oder ein lediger Steuerpflichtiger mit seinem in 

eheähnlicher Gemeinschaft lebenden Partner (auch ohne Kind i.S.d. § 106 Abs. 1 EStG 

1988) oder ein allein stehender Steuerpflichtiger mit einem minderjährigen Kind i.S.d. 

§ 106 Abs. 1 EStG 1988 einen gemeinsamen Hausstand unterhält, der den Mittelpunkt der 

Lebensinteressen dieser Personen bildet. 

Nach den getroffenen Sachverhaltsfeststellungen hat die Bf ihren langjährigen 

Familienwohnsitz gemeinsam mit ihrem Ehegatten in 1X2X3X OrtA, GasseB. Das Gericht 

hat es als erwiesen angesehen, dass die Bf dort mit ihrem Ehegatten in einer gemeinsamen 

Wohnung (an welcher TOP immer) einen gemeinsamen Haushalt geführt hat und der 

Ehegatte - unbeschadet der unterlassenen Änderungsmeldung gegenüber der 

Meldebehörde - tatsächlich mit ihr in der Ehewohnung und nicht weiterhin bei seinen 

Eltern in AdrSchwiegereltern gewohnt hat. 

17 von 20

javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=18#%C2%A7_18
javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=16#%C2%A7_16
javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=106&dz_VonAbsatz=1#ABS_1
javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=106&dz_VonAbsatz=1#ABS_1
javalink?art=BG&id=1018000&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=106&dz_VonAbsatz=1#ABS_1


Seite 18 von 20 
 

 

Dem Argument der belangten Behörde, die Eheleute hätten keinen gemeinsamen 

Wohnsitz gehabt und es lägen nur die Voraussetzungen für eine nicht dauerhaft angelegte 

(vorübergehende) doppelte Haushaltsführung wie bei einem Alleinstehenden oder einem 

Steuerpflichtigen, dessen Ehegatte keine steuerlich relevanten Einkünfte erzielt, ist daher 

nicht zu folgen. 

Sowohl die Bf erzielt aus ihrer Erwerbstätigkeit in OrtC als auch der Ehegatte erzielt aus 

seiner Erwerbstätigkeit in OrtB hohe Einkünfte, die über das etwa von LStR 2000 Rz 344 als 

relevant angesehene Ausmaß weit hinaus gehen. Das ist unstrittig. 

Unstrittig ist auch, dass ein tägliches Pendeln zwischen OrtA und OrtC unzumutbar wäre. 

Letztlich ist die Höhe der Aufwendungen ebenfalls unstrittig. Der Bf sind nach den 

getroffenen Feststellungen - jedenfalls im Beschwerdezeitraum - sowohl Aufwendungen 

für den Familienwohnsitz als auch für den beruflich erforderlichen Zweitwohnsitz 

entstanden. 

Stattgabe i.S.d. Vorlageantrags 

Der als Beschwerde weitergeltenden Berufung ist daher im durch den Vorlageantrag 

eingeschränkten Umfang (§ 270 BAO) Folge zu geben und der angefochtene Bescheid 

gemäß § 279 BAO abzuändern. 

Festsetzung der Einkommensteuer 2009 

Hieraus ergibt sich folgende Festsetzung der Einkommensteuer für das Jahr 2009: 

Einkommensteuer 2009 gemäß der Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes in Euro 

Steuerpflichtige Bezüge KZ 245 41.027,02 

Werbungskosten laut BFG 
-12.439,69 

Gesamtbetrag der Einkünfte 28.587,33 

Pauschale Sonderausgaben  
-60,00 

Kirchenbeitrag 
-120,00 
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  28.407,33 

    

Bemessungsgrundlage Progression 28.587,33 

    

Umrechnungsbasis, Umrechnungszuschläge   

28.587,33x365/ (365 – 137) -28.587,33 =  17.177,48 

Bemessungsgrundlage für den 

Durchschnittssteuersatz 
  

28.587,33 + 17.177,48 = 45.464,81 

Bemessungsgrundlage für 

Durchschnittssteuersatz 
  

45.764,81 – 180 (Sonderausgaben) = 45.584,81 

(45.584,81 – 25.000,00) x 15.125/ 35.000 +5110 

= 
14.005,58 

Verkehrsabsetzbetrag 
-291,00 

Arbeitnehmerabsetzbetrag 
-54,00 

Steuer für den Durchschnittssteuersatz 13.660,58 

    

Durchschnittssteuersatz   

13.660,58/45.584,81 x 100 = 29,97% 

    

Durchschnittssteuersatz von 28.407,33 = 8.513,68 

19 von 20



Seite 20 von 20 
 

 

Steuer sonstige Bezüge mit 6 % + 293,67 

Einkommensteuer 8.807,35 

Anrechenbare Lohnsteuer 
-14.456,79 

Festgesetzte Einkommensteuer 
-5. 649,44 

Die Einkommensteuer für das Jahr 2009 wird somit mit -5. 649,44 Euro festgesetzt. 

Zulässigkeit einer Revision 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere 

weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine 

solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die Revision wird nicht zugelassen, da strittig keine Rechtsfragen, sondern Tatfragen 

waren. Der vom Verwaltungsgericht festgestellte Sachverhalt und die vom 

Verwaltungsgericht vorgenommene Beweiswürdigung sind einer Revision grundsätzlich 

nicht zugänglich. Die aufgrund des festgestellten Sachverhaltes getroffenen rechtlichen 

Würdigungen folgen der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes. 

Hinweis zum 2. COVID-19-Gesetz 

Abweichend von der folgenden Rechtsbelehrung beginnt die Frist zur Erhebung einer 

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof oder einer Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof gegen diese Entscheidung – sofern diese vor dem 1. Mai 2020 

zugestellt wurde -  mit 1. Mai 2020 zu laufen (§ 6 Abs. 2 i. V. m. § 1 Abs. 1 Art. 16 2. COVID-

19-Gesetz BGBl. I Nr. 16/2020). 

  

  

Wien, am 24. März 2020 
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